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In dem Rechtsstreit

zwischen

der „FÉDÉRATION CHARBONNIÈRE DE BELGIQE",

Zustellungsanschrift: Luxemburg, 6, rue Henri Heine,
Klägerin,

vertreten durch die Herren Louis Dehasse, Léon Canivet, Pierre
Delville und Henri Goudaillier.

Beistände: Herr Paul Tschoffen, Rechtsanwalt am Appellations­
gericht Lüttich, und Herr Henri Simont, Rechtsanwalt beim
Kassationshof von Belgien, Professor an der Freien Universität
Brüssel.

und

der HOHEN BEHÖRDE DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND
STAHT,

Zustellungsanschrift: deren Amtssitz, Luxemburg,
2, place de Metz,

Beklagte,
vertreten durch ihren Rechtsberater,

Herrn Walter Much, als Bevollmächtigten,
Beistand: Herr G. van Hecke, Rechtsanwalt am Appellations­
gericht Brüssel, Professor an der Universität Löwen,

wegen

Nichtigerklärung der Entscheidung der Hohen Behörde Nr. 22/55
vom 28. Mai 1955 und bestimmter Entscheidungen der Hohen Be­
hörde, die sich aus deren Schreiben vom 28. Mai 1955 an die belgi­
sche Regierung über die Umgestaltung der belgischen Ausgleichs­
regelung ergeben (Amtsblatt der Gemeinschaft vom 51. Mai 1955,
Seite 753—758),

erläßt

DER GERICHTSHOF,

unter Mitwirkung von
Herrn M. Pilotti, Präsident,
den Herren J. Rueff und O. Riese, Kammerpräsidenten,
den Herren P. J. S. Serrarens, L. Delvaux, Ch. L. Hammes und

A. van Kleffens, Richter,
Generalanmalt: Herr M. Lagrange,
Kanzler: Herr A. Van Houtte,

folgendes



RECHTSSACHE Nr. 8/55 -URTEIL 303

URTEIL

TATBESTAND:

i. Verfahren

Der Gerichtshof hat in seinem im vorliegenden Rechtsstreit er­
lassenen Urteil vom 16. Juli 1956 für Recht erkannt und entschieden,
daß die mündliche Verhandlung am 20. September 1956 wieder­
eröffnet werden soll, und zwar lediglich zum Zwecke der Erörte­
rung der Frage über die Höhe der voraussichtlichen Produktions­
kosten der belgischen Kohle am Ende der Übergangszeit nach
Kohlensorten und -arten sowie über deren Bedeutung im Verhältnis
zu den in der Entscheidung Nr. 22/55 festgesetzten Preisen. Die
Parteien sollten bis zum 1. September 1956 die von ihnen verlangten
zusätzlichen Auskünfte und näheren Angaben bei der Kanzlei des
Gerichtshofes einreichen.

Auf Antrag der Parteien hat der Präsident des Gerichtshofes
durch Verfügung vom 30. Juli 1956 die oben genannten Fristen bis
zum 25. beziehungsweise 15. Oktober 1956 verlängert.

■Die Parteien haben ihre Schriftsätze am 15. Oktober 1956 ein­

gereicht.

In der öffentlichen Sitzung am 25. Oktober 1956 haben die
Parteien ihre mündlichen Ausführungen vorgetragen; der General­
anwalt hat in der gleichen Verhandlung seine früheren Anträge
aufrechterhalten.

2. Gedrängte Darstellung der von den Parteien erteilten Aus­
künfte

Die Parteien stimmen darin überein, daß es nicht möglich sei,
die voraussichtlichen Produktionskosten für jede Kohlensorte in­
nerhalb einer Kohlenart getrennt festzustellen, da sämtliche Sorten
einer bestimmten Kohlenart gleichzeitig und unter den gleichen
Bedingungen gefördert würden. Die Parteien waren sich ferner
darin einig, die Kohlen in vier Kohlenarten zusammenzufassen,
und zwar: Fettkohle B; Fettkohle A und Dreiviertelfettkohle;
Halbfettkohle; Viertelfett- und Magerkohle.
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Die Klägerin ist der Ansicht, der Gerichtshof habe in seinem
Urteil vom 16. Juli 1956 entschieden, die Parteien hätten den Be­

ginn des Jahres 1955 als Vergleichszeitraum zu nehmen; ferner sei,

immer noch nach deren Ansicht, als voraussichtliche Förderung im
Jahre 1955 die Menge von 850 kg anzunehmen, welche Zahl die Be­
klagte in der gemeinsamen Antwort auf die vom Berichterstatter
im Juni 1956 gestellten Fragen anerkannt habe. Was die Zusam­
menfassung der Kohlenarten angeht, so hat die Klägerin in der
mündlichen Verhandlung ausgeführt, diese müsse entweder die
Arten: Fettkohle A, Fettkohle B, Dreiviertelfett- und Halbfett­

kohle oder aber alle Arten zusammen umfassen, unter Weglassung

derjenigen Kohlensorten, auf welche die Ausgleichsregelung nicht
mehr anwendbar sei; in den von der Klägerin erteilten Auskünften
war jedoch weder die eine noch die andere dieser Zusammenfassun­
gen enthalten.

Nach Ansicht der Klägerin seien bei der Schätzung der voraus­
sichtlichen Produktionskosten die voraussichtlichen Subventionen,

die der Staat im Jahre 1958 an die Grenzzechen zahlen würde, nicht

mitzuberücksichtigen, weil die Bewilligung dieser Subventionen
nicht zur Senkung der Produktionskosten, sondern nur zu einer
Abwälzung eines Teils dieser Kosten auf den Staat führen werde.

Im übrigen schätzt die Klägerin den Posten „Abschreibungen"
(amortissements) bei den Produktionskosten auf durchschnittlich
65 Franken je Tonne; dieser Betrag ist um 27 Franken höher als
derjenige, den die Hohe Behörde vorgeschlagen hat. Nach Ansicht
der Klägerin seien die Abschreibungen unter Zugrundelegung des
Wertes der Grubenanlagen im Jahre 1955 zu berechnen, dem Zeit­
punkt der erstens gemäß dem vom Gerichtshof in seinem Urteil
vom 16. Juli 1956 ausgesprochenen allgemeinen Begriff der „zu
diesem Zeitpunkt der Vornahme dieser Schätzung bekannten Tat­
sachen und Umstände" und zweitens gemäß den für die ganze Ge­
meinschaft geltenden „Richtlinien für die Berechnung der Abschrei­
bungen", welche die Hohe Behörde mit Schreiben vom 23. Juli
1954 bestätigt habe, erfolgten Schätzung.
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Nach Ansicht der Klägerin sieht eine Gegenüberstellung der
voraussichtlichen Produktionskosten und der durchschnittlichen

Verkaufspreise wie folgt aus:

F ettkohle Fettkohle Fettkohle Sämtliche
Fettkohle A und 3/4 1/2 fett A, B, 3/4, ¼ fett und Magerkohle Kohlen-

fett 1/2 fett arten

Voraussichtliche Produk-

tionskosten, Vergleichs­
zeitraum 1955, ohne Ab-

637 741 777 721 815 744
zug der voraussichtlichen
Subventionen im Jahre
1958, Förderung 850 kg

Tatsachliche durchschnitt-
. 662 655 691 668 822 707

liche Verkaufspreise

Aus dieser Aufstellung gehe hervor, daß der tatsächliche durch­
schnittliche Verkaufspreis für sämtliche Arten zusammen unter
dem Durchschnitt der voraussichtlichen Produktionskosten und daß

außer bei der Fettkohle B und der Viertelfett- und Magerkohle der
tatsächliche durchschnittliche Verkaufspreis in jeder Kohlenart
unter dem entsprechenden Durchschnitt der Produktionskosten liege.

Die Beklagte behauptet, der Gerichtshof habe noch nicht über
die Frage entschieden, von welchem Vergleichszeitraum bei der
Schätzung der voraussichtlichen Produktionskosten auszugehen sei;
sie verbleibt bei ihrer bisherigen Auffassung, daß das Jahr 1952 als
Ausgangsjahr zu nehmen sei. Im Verlaufe der mündlichen Ver­
handlung hat die Beklagte ausgeführt, es sei die im Jahre 1952 ge­
schätzte Förderung von 819 kg zugrunde zu legen, und sie hat in
Abrede gestellt, daß sie für den Vergleichszeitraum 1955 die Zahl
von 850 kg anerkannt habe, weil diese Zahl unzureichend sei. Die
Beklagte hat hinzugefügt, daß, falls der Gerichtshof der Ansicht
sein sollte, es sei als Vergleichsgrundlage das Jahr 1955 zu nehmen,
die Förderung dann mit mindestens 900 kg angesetzt werden müsse;
sie schlägt zum Nachweis dessen die Anordnung einer neuen Be­
weisaufnahme zu dieser Frage vor.

Die Beklagte lehnt die Auffassung der Klägerin ab, wonach die
„Abschreibungen" unter Zugrundelegung des Wertes der Gruben­
anlagen zum Zeitpunkt der Schätzung zu berechnen seien; sie könne
20
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weder die bei der Berechnung der Abschreibungen angewandte
Methode noch die daraus hervorgegangenen Zahlen anerkennen.

Sie ist der Ansicht, als Abschreibung sei ein Betrag von 38 Fran­
ken anzunehmen, d. i. der von der belgischen Regierung im Jahre
1947 festgesetzte Zuschuß für Neuausrüstungsmaßnahmen; diese
Zahl stelle einen Mindestbetrag dar, den die belgischen Kohlenberg­
bauunternehmen in der Form der Abschreibung zur Finanzierung
der Investitionen zu verwenden hatten. Die „Richtlinien für die
Berechnung der Abschreibungen" hätten nur ein begrenztes Ziel,
nämlich die Anwendung von § 2, 5 des Übergangsabkommens zum
Zwecke der Erleichterung und Vereinfachung der statistischen Auf­
gaben der Hohen Behörde. Zum Nachweise dessen, daß die „Richt­
linien" im vorliegenden Falle nicht anwendbar seien, weist die
Beklagte darauf hin, daß diese „Richtlinien" es z. B. erlaubten,
in den Gesamtbetrag der „Abschreibungen" eine Summe von 9 Fran­
ken miteinzubeziehen, die eine Abschreibung für bereits völlig
amortisierte Grubenanlagen darstelle.

Nach Ansicht der Beklagten lassen sich die voraussichtlichen
Produktionskosten und die durchschnittlichen Verkaufspreise wie
folgt einander gegenüberstellen:

Fettkohle Fettkohle ¼ FettA und ¾ Fettkohle ½ fett und Sämtliche Mager- kohle Kohlen-
B fett insgesamt arten

Voraussichtliche Produk-

tionskosten. Vergleichs-
zeitraum 1952, unter Ab-

zug der voraussichtli-610 703 661 731 766 704
chen Subventionen im

Jahre 1958, Forderung
819 kg

Durchschnittliche theore-686 680 683 718 853 734
tische Verkaufspreise

Durchschnittliche tatsäch-662 655 658 691 822 707
liche Verkaufspreise

Zur Erläuterung der obigen Aufstellung fügt die Beklagte noch
einige Bemerkungen hinzu. Die Tatsache, daß zunächst die Preise
für die Kohlenart Halbfett und dann diejenigen für die Arten Fett-
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kohle A und Dreiviertelfettkohle zusammen niedriger seien als die
entsprechenden Produktionskosten, lasse sich wie folgt erklären:
In einer Verkaufspreisliste bestimme der Gebrauchswert für die Ver­
braucher die jeweilige Stellung der einzelnen Kohlenarten. Daher
rühre der Unterschied bei den Verkaufspreisen für Fettkohle A
und Fettkohle B keineswegs aus dem Unterschied zwischen deren
Produktionskosten her. Vor Eröffnung des Gemeinsamen Marktes
habe keinerlei Unterschied zwischen diesen Verkaufspreisen be­
standen, und die zu Beginn der Ubergangszeit eingeführten Unter­
schiede seien seither konstant geblieben. Da im Wortlaut des § 26,
2a nicht näher bestimmt sei, ob die von der Hohen Behörde aufge­
stellten Preise nach dem Durchschnitt der voraussichtlichen Produk­

tionskosten für „sämtliche Kohlenarten" oder je Kohlenart einzeln
festgesetzt werden müßten, sei die Beklagte der Ansicht, daß es sich
nur um den Durchschnitt der Kosten für „sämtliche Kohlenarten"
handeln könne. In der mündlichen Verhandlung hat die Beklagte
folgendes hinzugefügt: Da der Rechtsstreit sich auf die im Jahre
1955 festgesetzte Preisliste beziehe, erscheine es richtiger, die Koh­
lenarten: Fettkohle A, Fettkohle B und Dreiviertelfettkohle zusam­
menzufassen, weil die Abänderung der Preisliste vom Jahre 1952
sich nur auf diese Kohlenarten erstrecke.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

A — ZUR ENTSCHEIDUNG Nr. 22/55 VOM 28. MAI 1955

7) Befugnis der Hohen Behörde zur Aufstellung der Preis­
tabelle und zur Herabsetzung der Preise

Gemäß § 8 des Übergangsabkommens muß die Einsetzung der
im dritten Teil dieses Abkommens vorgesehenen Einrichtungen für
die Ausgleichszahlungen der Errichtung des Gemeinsamen Marktes
vorangehen. Erst nach der Durchführung von Sondermaßnahmen,
insbesondere in der Form der Einführung der Ausgleichsregelung,
wird mit dem Übergangsabkommen der belgische Kohlenmarkt von
Anfang an den Auswirkungen des Gemeinsamen Marktes ausge­
setzt. Diese Maßnahmen erklären sich daraus, daß zwischen Belgien
und den übrigen Ländern der Gemeinschaft Unterschiede bestehen',
die sich aus benachteiligenden Produktionsbedingungen ergeben.
20*
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Im Verlaufe des mündlichen Verfahrens hat die Beklagte die
Ursachen für diese Nachteile dargelegt; diese Ausführungen sind
nicht bestritten worden und erscheinen dem Gerichtshof zutreffend.

Tatsächlich sind in Belgien:

1. die natürlichen Abbaubedingungen im allgemeinen weniger
günstig als in den Ländern, die die Preise des Gemeinsamen
Marktes bestimmen, was sich darin äußert, daß eine Anzahl so­
genannter „Grenzzechen" (mines „marginales") besteht;

2. die technischen Anlagen rückständig, was darauf zurückzufüh­
ren ist, daß seit Jahren die notwendigen Investitionen nicht vor­
genommen werden konnten;

5. die Löhne höher als in den übrigen Erzeugerländern.

Aus diesen Gründen sind die Produktionskosten in Belgien
höher als anderswo, was zur Folge hat, daß auch das Preisniveau
höher ist als in den anderen Ländern. Zum Zwecke der Eingliede­
rung des belgischen Marktes in den Gemeinsamen Markt und zur
Verwirklichung der Annäherung der Preise wird im Vertrag ver­
sucht, diesen Preisunterschied durch Verringerung des Unterschiedes
in den Produktionskosten mit Hilfe von Ausgleichszahlungen unter
den in § 26 des Übergangsabkommens vorgesehenen Bedingungen
auszugleichen. Dieser Paragraph sieht für alle Verbraucher belgi­
scher Kohle eine Herabsetzung der belgischen Kohlenpreise vor, um
eine Annäherung dieser Preise an die Preise des Gemeinsamen
Marktes zu ermöglichen, und enthält gleichzeitig Angaben über die
Bedingungen, die die Unternehmen erfüllen müssen, um Ausgleichs­
zahlungen zu erhalten, den Zeitpunkt, von welchem ab die oben
genannte Preisannäherung erfolgen muß, sowie das Ausmaß der­
selben. Die dieserart anerkannten Interessen der Verbraucher machen

es also erforderlich, daß die Senkung der belgischen Preise bis unge­
fähr auf die voraussichtlichen Produktionskosten voll zur Auswir­

kung kommt, abgesehen von den Schwankungen des belgischen
Marktes. Würde die Annäherung der Preise sich aus einer Erhö­
hung der Preise des Gemeinsamen Marktes, nicht aber aus einer
Herabsetzung der belgischen Preise ergeben, wie die Klägerin be­
hauptet hat, dann würde die Ausgleichshilfe in eine jeden Grund
und Zweck entbehrende Subvention umgewandelt werden.
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Nach den Bestimmungen des § 26 des Übergangsabkommens
wird für den Fall, daß die Ausgleichshilfe gerechtfertigt ist, die
Notwendigkeit anerkannt, das Niveau der belgischen Preise bis auf
eine mehr oder weniger feste Grenze zu senken, die sich aus einer
auf Vorschauen über die voraussichtlichen Produktionskosten in

Belgien am Ende der Übergangszeit beruhenden Gesamtschätzung
ergibt. Andererseits ist festzuhalten, daß der Wortlaut des § 26
keine genauen Angaben enthält, aus denen sich entnehmen ließe,
auf welche Art und Weise die Annäherung der Preise im vorgesehe­
nen Ausmaße erfolgen soll: ob sie von den Unternehmen selbst oder
durch hoheitlichen Eingriff zu verwirklichen ist.

Die Klägerin macht geltend, der Vertrag sehe eine Marktord­
nung vor, nach der die Preise von den Unternehmen festgesetzt
würden, so daß, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt
sei, im vorliegenden Falle die Unternehmen die Preise festzusetzen
hätten, was sie, solange sie die Vorteile der Ausgleichszahlungen
genießen würden, in Höhe der voraussichtlichen Produktionskosten
tun müßten. Die Klägerin schließt also ein Eingreifen der Hohen
Behörde bei der Preisfestsetzung nicht unbedingt aus, sie will die­
ses jedoch auf die im Vertrag, insbesondere in Artikel 61 desselben,
vorgesehenen Fälle eingeschränkt wissen.

Die durch das Übergangsabkommen geforderte Herabsetzung
der belgischen Preise sei nach Auffassung der Klägerin ein Vor­
gehen von beträchtlicher Bedeutung, durch welches unter besonders
schwierigen Bedingungen die Vorbereitung für die Einbeziehung
der belgischen Kohle in den Gemeinsamen Markt zu treffen und
das allgemeine Interesse der Gemeinschaft an einer fortschreitenden
Normalisierung des gemeinsamen Kohlenmarktes wahrzunehmen
sei.

Dieser Auffassung zufolge wäre während der Übergangszeit
die Durchführung all dieser Ziele daher allein oder in erster Linie
in das freie Ermessen der belgischen Kohlenbergwerke gestellt. Ein
solches Ergebnis ist unannehmbar.

Darüber hinaus würde das freie Spiel der marktwirtschaftli­
chen Kräfte zur Bildung von Marktpreisen führen, die sich aus An­
gebot und Nachfrage ergeben, welche ständigen Schwankungen
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unterworfen sind. Die Preise für belgische Kohle müssen aber wäh­
rend der Übergangszeit ungefähr in Höhe der voraussichtlichen
Produktionskosten festgesetzt und auf dieser Höhe gehalten wer­
den. Diese Grenze, deren Festsetzung sich aus einer — unter ande­
rem auf den Vorschauen über die Erhöhung der Förderung der
Kohlengruben und auf den Auswirkungen der Vorhaben zur Still-
legung der Grenzzechen beruhenden — Gesamtschätzung ergibt,
ist den Markteinflüssen nicht ausgesetzt. Wäre die Bildung der
belgischen Kohlenpreise dem freien Spiel von Angebot und Nach­
frage überlassen, dann wäre die Herabsetzung dieser Preise nicht
gewährleistet.

Artikel 61 des Vertrages ist hier nicht anwendbar. Diese Vor­
schrift gestattet ein Eingreifen auf dem Gebiete der Preise nämlich
nur, um erforderlichenfalls vorübergehenden Schwierigkeiten bei
einem übermäßigen Ansteigen der Preise, das sich aus dem freien
Spiel der marktwirtschaftlichen Kräfte ergeben sollte, zu begegnen;
man würde diesen Artikel seines eigentlichen Sinngehalts berauben,
wenn man ihn ständig dazu anwenden würde, die Preise auf einem
sich aus der Schätzung der voraussichtlichen Produktionskosten am
Ende der Übergangszeit ergebenden künstlichen Preisniveau zu
halten. Das schwerfällige Verfahren des Artikels 61 ist im übrigen
schlecht für eine der Überprüfung unterliegende Preisfestsetzung
geeignet, weil im Hinblick auf die Schätzung der voraussichtlichen
Produktionskosten in dem Maße Veränderungen eintreten, in dem
das Ziel näherrückt und die Pläne bereits teilweise verwirklicht sind.

Daß Artikel 61 nicht auf Fälle dieser Art zugeschnitten ist,
zeigt sich darüber hinaus auch darin, daß die vorherige Anhörung
des Beratenden Ausschusses und des Rates „über die Zweckmäßig­
keit solcher Maßnahmen und über das von ihnen bestimmte Preis­

niveau", d. h. über Zweckmäßigkeitserwägungen volkswirtschaft­
licher Art, vorgeschrieben ist: Im vorliegenden Falle handelt es sich
um etwas völlig anderes, nämlich um die Schätzung der zukünfti­
gen Produktionskosten unter Berücksichtigung des infolge der Ver­
wirklichung der Neuausrüstungs-und Modernisierungsvorhaben zu
erwartenden Ansteigens der Förderleistung, was eine rein tech­
nische Frage darstellt. Was das Ausmaß der Herabsetzung angeht,
so braucht hierauf nicht eingegangen zu werden, da es im Über­
gängsabkommen bereits festgelegt worden ist.
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Die Klägerin hat im Verlaufe der mündlichen Verhandlung
allerdings darauf hingewiesen, daß der Hohen Behörde, insoweit
als die Unternehmen ihre Preise nicht in der im Übergangsabkom­
men vorgesehenen Höhe herabsetzen sollten, indirekte Mittel zur
Verfügung stehen, um das in § 26 vorgesehene Ziel zu verwirklichen,
d. h. sie habe die Möglichkeit, den säumigen Unternehmen die Aus­
gleichszahlungen zu entziehen. Da dieses Mittel wirksam genug sei,
könne die hoheitliche Preisfestsetzung nicht als unerläßlich ange­
sehen werden.

Der Gerichtshof kann sich dieser Auffassung nicht anschließen,
denn einem allgemein anerkannten Rechtssatz zufolge müßte ein
solches indirektes Vorgehen der Hohen Behörde gegen ein uner­
laubtes Verhalten der Unternehmen zu dem Ausmaß des letzteren

in einem gewissen Verhältnis stehen. Aus diesem Grunde wäre die
Hohe Behörde lediglich befugt, die Ausgleichszahlungen in dem
Umfange zu kürzen, der der jeweiligen Säumnis der Unternehmen,
ihre Preise auf die vorgesehene Höhe herabzusetzen, entsprechen
würde. Unter diesen Umständen hätten die Unternehmen stets ein

konkretes Interesse daran, das Risiko einer solchen Herabsetzung
der Ausgleichszahlungen auf sich zu nehmen und den Gewinn aus
den relativ überhöhten Preisen den je nach der erfolgten Herab­
setzung der Preise entsprechend größeren Ausgleichszahlungen vor­
zuziehen, und zwar um so eher, als die für Ausgleichszahlungen
zur Verfügung stehenden Mittel immer geringer werden.

Aus dem Gesagten folgt, daß die Möglichkeit eines indirekten
Eingreifens der Hohen Behörde, wie sie die Herabsetzung der Aus­
gleichszahlungen darstellt, nicht ausreicht, um die Verwirklichung
des in § 26, 2a des Übergangsabkommens vorgeschriebenen Zieles
zu gewährleisten.

Unter diesen Umständen ist festzuhalten, daß lediglich das
direkte Eingreifen der Hohen Behörde geeignet ist, die sofortige
Verwirklichung der Preisherabsetzung, die notwendigerweise neben
den Ausgleichszahlungen einhergehen muß, zu gewährleisten.

Die Klägerin hat im Verlaufe der mündlichen Verhandlung
behauptet, im Vertrag fehle eine ausdrückliche Verleihung der Be­
fugnis, die Preise hoheitlich festzusetzen, so daß eine solche Befug­
nis nicht im Wege einer Auslegung, die sie für extensiv und recht-
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lich unzulässig halte, zuerkannt werden dürfe. Der Gerichtshof
vermag sich dieser Ansicht nicht anzuschließen, da es sich im vor­
liegenden Falle um eine Befugnis handelt, ohne die, wie bereits
festgestellt, die Ausgleichsregelung nicht im Sinne von § 26 des
Ubergangsabkommens, d. h. auf der Grundlage einer sofortigen und
gewährleisteten Herabsetzung der Preise, gehandhabt werden kann.
Der Gerichtshof hält, ohne sich dabei an eine extensive Auslegung
zu begeben, die Anwendung einer sowohl im Völkerrecht als auch
im innerstaatlichen Recht allgemein anerkannten Auslegungsregel
für zulässig, wonach die Vorschriften eines völkerrechtlichen Ver­
trages oder eines Gesetzes zugleich diejenigen Vorschriften be­
inhalten, bei deren Fehlen sie sinnlos wären oder nicht in ver­
nünftiger und zweckmäßiger Weise zur Anwendung gelangen
könnten. Die Hohe Behörde hat im übrigen nach den Bestimmun­
gen des Artikels 8 des Vertrages die Aufgabe, für die Erreichung
der in diesem Vertrag festgelegten Zwecke nach Maßgabe des Ver­
trages zu sorgen. Aus dieser Bestimmung, die den Leitgedanken
für die im Ersten Kapitel des Vertrages festgelegten Befugnisse der
Hohen Behörde darstellt, muß geschlossen werden, daß diese im
Hinblick auf die Ausführungsmaßnahmen, die zur Verwirklichung
der im Vertrag oder im Übergangsabkommen, das einen integrie­
renden Bestandteil desselben bildet, vorgesehenen Ziele erforderlich
sind, eine gewisse Autonomie genießt. Da es sich im vorliegenden
Falle um die Verwirklichung des in § 26 des Übergangsabkommens
vorgesehenen Zieles handelt, ist die Hohe Behörde befugt, wenn
nicht sogar verpflichtet — innerhalb der in dieser Bestimmung ge­
zogenen Grenzen —, diejenigen Maßnahmen zu treffen, die geeignet
sind, eine Herabsetzung der Preise der belgischen Kohle herbeizu­
führen.

Es folgt daraus, daß die Hohe Behörde im vorliegenden Falle,
um sich ihrer Aufgaben wirksam entledigen zu können, die Befugnis
zur Festsetzung der Preise haben muß. Es ist allerdings festzuhal­
ten, daß der Umfang dieser Befugnis allein auf den Zweck be­
schränkt ist, für alle Verbraucher belgischer Kohle eine Herab­
setzung der Preise dieser Kohle von dem Beginn der Übergangszeit
an und in dem in § 26 des Übergangsabkommens vorgesehenen Aus­
maße zu verwirklichen.

Die Klägerin macht der Hohen Behörde die Befugnis zur Fest­
setzung der Preise auch dadurch streitig, daß sie behauptet, der
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nachstehende Satz des § 26, 2a: „... die auf dieser Grundlage aufge­
stellte Preistafel darf nicht ohne Einverständnis der Hohen Be­

hörde verändert werden", müsse dahingehend ausgelegt werden,
daß es der Hohen Behörde untersagt sei, in einer Tabelle die Höhe
festzusetzen, auf die in Anwendung des § 26 des Ubergangsabkom­
mens die Preise der belgischen Kohle herabgesetzt werden müßten.
Die angeführte Vorschrift enthält jedoch kein derartiges Verbot; es
ist von der Klägerin mittelbar und durch einen Umkehrschluß aus
ihr abgeleitet worden. Eine solche Folgerung ist aber nur dann
zulässig, wenn jede andere Auslegung sich dem Gesetzestext, dem
Gesamtzusammenhang, in dem er steht, sowie dessen Sinn und
Inhalt nicht als angemessen oder mit diesen als unverträglich er­
weist. Dies ist jedoch hier nicht der Fall, weil die vorliegende Fas­
sung des Gesetzestextes auf den Wunsch zurückzuführen ist, jede
nachträgliche Abänderung in denjenigen Fällen, in denen die Hohe
Behörde nicht einzuschreiten brauchte, weil die Unternehmen ihre
Preise bereits aus eigener Initiative herabgesetzt hatten, von der
Billigung der Hohen Behörde abhängig zu machen.

Obwohl sich aus den vorangegangenen Erwägungen ergibt, daß
die Hohe Behörde im vorliegenden Falle sichtlich im Rahmen ihrer
Befugnisse gehandelt hat, ist noch zu prüfen, ob sie der Klägerin
gegenüber etwa insoweit einen Ermessensmißbrauch begangen hat,
als sie, wie die Klägerin behauptet, strukturelle Ziele verfolgt habe,
und insoweit, als ihr Vorgehen durch den Wunsch veranlaßt gewe­
sen sein solle, die Preise im Hinblick auf bestimmte, zum Zeitpunkt
des Erlasses der angefochtenen Entscheidung bestehende Absatz­
schwierigkeiten bei Kohle herabzusetzen.

Die Herabsetzung der Preise als Folge der Gewährung der
Ausgleichshilfe ist aber in § 26 des Übergangsabkommens vorge­
schrieben, desgleichen das Ausmaß dieser Preisherabsetzung. Unter
diesen Umständen kann von einem Ermessensmißbrauch nicht die

Rede sein, denn die einzige Maßnahme, die die Hohe Behörde im
Hinblick auf die Erreichung des Zieles des § 26 treffen konnte, war
die Herabsetzung der Preise für belgische Kohle. Da nicht bewiesen
worden ist, daß das Preisniveau, wie es die Hohe Behörde beim Er­
laß ihrer Entscheidung Nr. 22/55 festgesetzt hat, sich von dem Niveau
unterscheidet, das bei einer im Sinne des § 26, 2a des Übergangsab­
kommens erfolgten ordnungsgemäßen Festsetzung der Preise zu­
stande gekommen wäre, kann die vorerwähnte Entscheidung nicht
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mit einem Ermessensmißbrauch behaftet sein. Selbst dann nämlich,
wenn erwiesen wäre — was nicht der Fall ist —, daß die Hohe
Behörde sich von dem Wunsche habe leiten lassen, entweder
gewisse strukturelle Änderungen hervorzurufen oder vermittels
einer Herabsetzung der Preise Absatzschwierigkeiten auszuräumen,
würde sie Auswirkungen im Auge gehabt haben, die zwangs­
läufig und auf jeden Fall zu den bei der Verfolgung des recht­
mäßigen Zieles ihres Vorgehens entstehenden Auswirkungen ge­
hört hätten. Man kann der Beklagten auch nicht vorwerfen, von
1952 bis 1955 versucht zu haben, ihre die voraussichtlichen Pro­
duktionskosten im Jahre 1958 betreffenden, annähernden Schätzun­
gen zu vervollständigen, noch auch, daß sie zu diesem Zwecke
statistische Unterlagen zusammengetragen habe, die geeignet sind,
ihr in dieser Hinsicht Aufklärung zu verschaffen. Aus dem Bericht
des mit der Untersuchung der Ausgleichshilfe für die belgischen
Kohlengruben beauftragten Gemischten Ausschusses sowie aus den
eingehenden, die Schätzung der Höhe der voraussichtlichen Pro­
duktionskosten betreffenden Aufstellungen der Hohen Behörde
geht hervor, daß die Hohe Behörde unter anderem das Ziel ver­
folgt hat, die Preise der belgischen Kohle im Rahmen der in § 26
des Übergangsabkommens vorgesehenen Regelung und insbeson­
dere in dem darin vorgeschriebenen Umfang herabzusetzen. Selbst
wenn sich ein unrechtmäßiger Beweggrund zu denjenigen Beweg­
gründen hinzugesellt haben sollte, die das Vorgehen der Hohen
Behörde rechtfertigen, wäre die Entscheidung deswegen nicht schon
mit einem Ermessensmißbrauch behaftet, solange durch sie das
wesentliche Ziel des § 26 des Übergangsabkommens nicht beein­
trächtigt wird.

Aus den oben dargelegten Gründen werden der erste und der
zweite der vorgetragenen Vorwürfe zurückgewiesen.

II) Zusammenhang zwischen Verkaufspreisen und voraus­
sichtlichen Produktionskosten

Die Klägerin behauptet, die Hohe Behörde habe mit der Fest­
setzung der Preise, ohne dabei den voraussichtlichen Produktions­
kosten am Ende der Übergangszeit Rechnung zu tragen, so daß
die zu diesem Zwecke veröffentlichte Tabelle einen Durchschnitts­

preis enthalte, der niedriger sei als die voraussichtlichen Pro­
duktionskosten, einen Ermessensmißbrauch begangen.
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Der Umfang, in welchem die Annäherung der belgischen
Preise an diejenigen des Gemeinsamen Marktes verwirklicht wer­
den muß, ist aber in § 26 des Ubergangsabkommens festgelegt,
wobei davon ausgegangen worden ist, daß im Falle eines An­
steigens der Preise des Gemeinsamen Marktes über die Höhe der
voraussichtlichen Produktionskosten in Belgien hinaus eine Herab­
setzung der belgischen Preise ungefähr auf die voraussichtlichen
Produktionskosten sich aus dem Grunde erübrigt hätte, weil
unter solchen Umständen das Ziel der Annäherung bereits erreicht
gewesen wäre.

Bevor die Frage geprüft wird, ob die Hohe Behörde die
Preise in der vorgesehenen Höhe festgesetzt hat, muß zunächst
untersucht werden, ob die Hohe Behörde — wie die Klägerin
behauptet — die Preise des Ruhrgebietes als diejenigen des Ge­
meinsamen Marktes unterstellt habe, und zwar ohne dabei dem
Umstand des künstlich niedrig gehaltenen Niveaus der Preise
des Ruhrgebietes wie auch demjenigen des höheren Niveaus der
Preise gewisser anderer Reviere Rechnung getragen zu haben.

Die Beklagte behauptet, sie habe im Rahmen des vor­
geschriebenen Umfanges den Unterschied zwischen den belgischen
Preisen und denjenigen des Ruhrgebietes verringern wollen, da
dieses Revier auf dem Gemeinsamen Markt auf Grund der Tat­

sache, daß es bei den unter die Ausgleichsregelung fallenden
Kohlensorten über den größten ausfuhrfähigen Überschuß ver­
füge, die „price leadership" innehabe.

Zu diesem Streitpunkt stellt der Gerichtshof fest, daß die
Hohe Behörde, als sie den Unterschied zwischen den belgischen
Preisen und denjenigen des Ruhrgebietes verringerte und als sie
sich auf die tatsächlich angewandten Preise des Ruhrgebietes
stützte, d. h. ohne dem möglicherweise künstlichen Charakter dieser
Preise Rechnung zu tragen, eine gewisse Spanne zwischen den
beiden Preishöhen bestehen ließ. Was den möglicherweise künst­
lichen Charakter der Preise des Ruhrgebietes angeht, so hat die
Hohe Behörde diesen zu Recht unberücksichtigt gelassen, denn
die Frage, ob die Preise des Ruhrgebietes die Preise des Gemein­
samen Marktes bestimmen, ist tatsächlicher Art und von dem
möglicherweise künstlichen Charakter jener Preise unabhängig.
Nachdem die Hohe Behörde die belgischen Preise somit nicht in
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Höhe der Preise des Ruhrgebietes festgesetzt hat, muß festgestellt
werden, daß die Klägerin den Nachweis erbracht hat, daß in
einigen Ausnahmefällen die von der Hohen Behörde festgesetzten
Preise niedriger waren als die in bestimmten anderen Revieren,
insbesondere in demjenigen von Aachen wie in demjenigen von
Nord und Pas-de-Calais gültigen. Nur für diese wenigen Fälle
ist behauptet worden, die Hohe Behörde habe die Höhe der Preise
des Gemeinsamen Marktes überschritten. Die Klägerin hat aber
keinerlei Tatsachen oder Umstände beigebracht, die den Schluß
darauf zulassen würden, daß in den vorerwähnten Fällen die
Höhe der Preise der in Frage stehenden Reviere für die Preise
des Gemeinsamen Marktes bestimmend sei. Unter diesen Um­

ständen kann nicht angenommen werden, die von der Hohen
Behörde im vorliegenden Falle festgesetzten Preise seien niedriger
als die Preise des Gemeinsamen Marktes.

Die erste Frage, die sich stellt, geht demnach dahin, ob die
Hohe Behörde bei der Verwirklichung der Annäherung der Preise
durch die Festsetzung der belgischen Preise auf eine niedrigere
Höhe als bis dahin den Zweck der Schätzung der voraussichtlichen
Produktionskosten im Jahre 1958, zu deren Vornahme sie gehalten
war, verfälscht hat oder nicht, nachdem gemäß § 26 die Höhe
dieser Kosten die Grenze darstellt für jede durch die Ausgleichs-
regelung gerechtfertigte Herabsetzung der Preise.

Das Ziel der völligen und endgültigen Eingliederung der
belgischen Kohle in den Gemeinsamen Markt entspricht zweifellos
den allgemeinen Gedanken des Vertrages, geht jedoch über die
Vorschrift des § 26,2a des Ubergangsabkommens hinaus, in dem
die Eingliederung nur in dem Umfang vorgesehen ist, in dem es
die Produktionskosten in Belgien am Ende der Übergangszeit
gestatten. Für diesen Zeitraum sehen die Bestimmungen des
§ 26,2a eine zeitlich begrenzte Ausgleichsregelung vor; die Aus­
gleichsregelung ist daher an die Entwicklung der voraussichtlichen
Produktionskosten geknüpft, um eine entsprechende Entwicklung
der Preise zu gewährleisten. Am Ende der Übergangszeit könnte
sich eine stärkere Verringerung der Produktionskosten als not­
wendig erweisen, um eine endgültige Eingliederung der belgischen
Kohle in den Gemeinsamen Markt zu ermöglichen; die Verwirk­
lichung dieses neuen Zieles wird von den zu jenem Zeitpunkt zur
Verfügung stehenden Mitteln abhängen; diese Frage hat jedoch
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mit dem § 26,2a des Ubergangsabkommens und der darin vor­
gesehenen Regelung nichts zu tun. Wenn die Hohe Behörde — wie
die Klägerin behauptet — die Preise lediglich im Hinblick darauf
festgesetzt hätte, sie an die Preise des Gemeinsamen Marktes anzu­
nähern, und unter völliger Außerachtlassung der Höhe der voraus­
sichtlichen Produktionskosten am Ende der Übergangszeit, dann
wäre ihre Entscheidung mit einem Ermessensmißbrauch behaftet
und müßte für nichtig erklärt werden. Dies ist jedoch nicht der
Fall.

Den ihr obliegenden Beweis dafür, daß die Beklagte die
Verkaufspreise den Vorschriften des Vertrages, den tatsächlichen
Gegebenheiten und den Interessen der belgischen Kohlengruben
zuwider festgesetzt habe und daß sie die voraussichtlichen Pro­
duktionskosten für die in Frage stehende Kohle im Jahre 1958
lediglich deswegen oder zum mindesten hauptsächlich deswegen
errechnet habe, um die Preise ungeachtet des in § 26, 2a des Über­
gangsabkommens vorgeschriebenen Umfanges herabzusetzen, hat
die Klägerin nicht erbracht.

Die unterschiedlichen Auffassungen über die Schätzung der
Produktionskosten der belgischen Kohle am Ende der Übergangs­
zeit, die im Verlaufe der mündlichen Verhandlung bei den Parteien
zutage getreten sind, betreffen lediglich Einzelheiten statistischer
Natur, deren rein buchmäßige Bedeutung die Rechtmäßigkeit der
angegriffenen Maßnahme nicht beeinträchtigen kann, soweit diese
Einzelheiten nicht so beschaffen sind, daß aus ihnen geschlossen
werden könnte, die Hohe Behörde habe bei dem entsprechenden
Vorgehen ein anderes Ziel verfolgt, als es in § 26,2a des Über­
gangsabkommens festgelegt ist.

Selbst wenn der Beklagten bei der Auswahl der Unterlagen
für ihre Berechnungen gewisse Fehler unterlaufen sein sollten, wie
dies z. B. im Hinblick auf das Vergleichsjahr der Fall ist und wie
es sich auch bei den Abschreibungen und bei der Zusammenfassung
der Kohlenarten herausstellen könnte, so würde daraus noch nicht
folgen, daß mit diesen Irrtümern ipso facto der Nachweis für das
Vorliegen eines Ermessensmißbrauchs erbracht wäre, wenn nicht
gleichzeitig bewiesen würde, daß die Hohe Behörde im vorliegen­
den Falle objektiv, infolge schwerwiegenden Mangels an Voraus­
sicht oder Umsicht, was einer Verkennung des gesetzlichen Zweckes
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gleichkäme, andere Ziele als diejenigen verfolgt habe, zu deren
Erreichung die in § 26, 2a vorgesehenen Befugnisse übertragen
worden sind.

Was nun die Feststellung der Höhe der voraussichtlichen Pro­
duktionskosten im Jahre 1958 angeht, so konnten — was die Wahl
des Jahres 1952 coeteris paribus und nicht des Jahres 1955, in
welchem die in Frage stehenden Entscheidungen ergingen, als
Vergleichsjahr angeht — im Jahre 1952 oder früher unvorher­
sehbare Umstände im Jahre 1955 natürlich vorhersehbar sein oder
werden. Es muß ferner darauf hingewiesen werden, daß die Be­
klagte wegen der Lohnerhöhungen und infolge bestimmter Um­
stände von geringerer Bedeutung durch Erhöhung entweder der
Verkaufspreise für Kohle oder der Ausgleichszahlungen diese
Fehler nichtsdestoweniger abgemildert oder zum mindesten abzu­
mildern versucht hat: Das gleiche gilt insoweit, als die Beklagte
den im Jahre 1955 die Neuordnung der Grenzzechen betreffenden
Vorausschauen (siehe Bericht des Gemischten Grubenausschusses)
sowie bestimmten Subventionen Rechnung getragen' und bestimmte
Ausgaben zur Erneuerung der Anlagen als Abschreibungen be­
rücksichtigt hat, ohne allerdings die in den Büchern der Unter­
nehmen ausgewiesenen Sätze derselben anzuerkennen. Diese Tat­
sachen, ob nun in ihrer Gesamtheit oder einzeln betrachtet, sind
bezeichnend für den Wunsch und das Bestreben der Beklagten,
bei der Abstimmung der voraussichtlichen Produktionskosten am
Ende der Übergangszeit eine immer größere Genauigkeit zu
erzielen.

Was die Zusammenfassung oder die „Gruppierung" der Kohlen
nach Sorten und Arten angeht, so stimmen die Parteien darin über­
ein, daß nur die Zusammenfassung nach Arten möglich ist. Nachdem
die Parteien vor Erlaß des Urteils vom 16. Juli 1956 trotz gewisser
auf beiden Seiten gemachter Vorbehalte im gemeinsamen Einver­
nehmen eine Zahl vorgeschlagen hatten, die einen Durchschnitts­
wert aus der Zusammenfassung aller Kohlenarten darstellte, haben
sie, von ihren Vorbehalten Gebrauch machend, sich auf neue und
so verschiedene Gruppierungen berufen, daß es schwer, wenn nicht
gar unmöglich ist, die Zahlen zu vergleichen. Ohne zu der
jeweiligen, den verschiedenen Arten der Gruppierung innewohnen­
den Berechtigung Stellung zu nehmen, wird festgestellt, daß eine
eingehende Prüfung derselben nicht zu dem Ergebnis geführt hat,
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die Beklagte sei auf Grund ihrer Methode unter Mißachtung der
in Höhe der ungefähren voraussichtlichen Produktionskosten im
Jahre 1958 liegenden Grenze zu einem Ergebnis gekommen, das
der Annäherung der Preise der belgischen Kohle an diejenigen
des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufe.

Aus den oben dargelegten Gründen ist der Vorwurf des Er­
messensmißbrauchs insoweit unbegründet, als er die Höhe der
Verkaufspreise und den Zusammenhang zwischen dieser und der
Höhe der voraussichtlichen Produktionskosten am Ende der Über-

gangszeit betrifft.

7/7) Intervention der belgischen Regierung

Die Klägerin macht geltend, mit der Entscheidung Nr. 22/55
seien die Verkaufspreise in der Absicht herabgesetzt worden,
Zwecken der Wirtschaftspolitik der belgischen Regierung, und
zwar auf eine Intervention der letzteren hin, zu dienen; sie hat
jedoch keine genaueren Angaben darüber beigebracht, in welchen
Punkten diese Zwecke denjenigen, die die Hohe Behörde zu ver­
folgen berechtigt war, zuwiderlaufen oder diese verdrängt haben.
Die Klägerin ist dafür beweisfällig geblieben, daß die Hohe Be-
hörde mit ihrer Entscheidung Nr. 22/55 die rechtmäßigen Interessen
der belgischen Erzeuger zugunsten der Politik der belgischen Re­
gierung geopfert habe; im übrigen entspricht es der Regel, daß
in solchen Fragen Besprechungen stattfinden und Anfragen er­
folgen. Die nicht bestrittene Tatsache, daß die Hohe Behörde die
Verkaufspreise höher als von der belgischen Regierung vor­
geschlagen festgesetzt hat, weist vielmehr darauf hin, daß die
Hohe Behörde sich ihre Ermessensfreiheit bewahrt hatte.

Der vorliegende Vorwurf ist daher unbegründet.

IV) Festsetzung der Verkaufspreise in bestimmten Fällen
ohne Gewährung von Ausgleichszahlungen

Die Beklagte behauptet, der Entzug der Ausgleichszahlungen
im Falle der nichtklassierten Fettkohle des Kempenlandes bedeute
keinesfalls, daß diese Sorten bereits hinreichend in den Gemein­

samen Markt eingegliedert seien, um aus der Ausgleichshilfe
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herausgenommen werden zu können; sie ist der Ansicht, man
müsse dem Umstande Rechnung tragen, daß es erforderlich werden
könnte, erneut eine bestimmte Herabsetzung der belgischen Preise
durchzuführen und solchenfalls die Ausgleichszahlungen auch für
die Gruben des Kempenlandes wieder aufzunehmen.

Mit dem Schreiben vom 28. Mai 1955 wird tatsächlich für die

in Frage stehenden Kohlensorten die Ausgleichsregelung beibehal­
ten, trotz Änderung derjenigen Bestimmungen, nach denen für be­
stimmte Unternehmen die Höhe der Ausgleichszahlungen festgesetzt
wird; die in § 26 des Übergangsabkommens vorgesehene Regelung
ist somit auf diese Sorten anwendbar, insbesondere insoweit, als die
volle Auswirkung dieser Regelung vermittels einer Festsetzung
der Preise zu erreichen ist.

Die Festsetzung der Preise erscheint im übrigen, wie bereits
festgestellt, als eine für die Anwendung der in § 26, 2 vorgesehenen
außerordentlichen Regelung unerläßliche allgemeine Maßnahme
für die gesamte belgische Kohlenerzeugung.

Die Frage, ob es nach dem Wesen dieser Regelung gestattet sei,
je nach deren Produktionsbedingungen bei bestimmten individuel­
len Unternehmen die Ausgleichszahlungen herabzusetzen oder ihnen
diese sogar zu entziehen, ist Gegenstand des auf das Prinzip der
Selektivität bei der Anwendung des § 26 bezüglichen Vorwurfs. Die
Rechtmäßigkeit des Grundsatzes der Selektivität wird unten im
Zusammenhang mit dem Inhalt des von der Hohen Behörde an die
belgische Regierung gerichteten Schreibens vom 28. Mai 1955 ge­
prüft werden. Dagegen kann schon jetzt gesagt werden, und zwar
unabhängig davon, wie die Entscheidung darüber ausfallen sollte,
daß es für die Verbraucher belgischer Kohle nicht mehrere Preis­
tabellen geben kann, genausowenig, wie bei ein und derselben
Kohlensorte freie Preise und feste Preise nebeneinander bestehen
können.

Daraus folgt, daß im vorerwähnten Falle die Herabsetzung
oder sogar der Entzug der Ausgleichszahlungen lediglich bei be­
stimmten Sorten und in bestimmten individuellen Fällen nicht auch
die Herausnahme dieser Sorten aus der Preistafel nach sich zieht,

weil die in Anwendung des § 26, 2 festgesetzte Preistafel für alle
Verbraucher belgischer Kohle nur eine einzige sein kann.
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Die erlassene Entscheidung ist daher in ordnungsgemäßer
Durchführung der in § 26 vorgesehenen Regelung und in recht­
mäßiger Ausübung einer zur Verwirklichung dieser Regelung er­
forderlichen Befugnis ergangen; der Vorwurf des Ermessensmiß­
brauchs ist daher unbegründet.

B — ZU DEM SCHREIBEN VOM 28. MAI 1955

1) Herabsetzung oder Entzug der Ausgleichszahlungen für be­
stimmte Unternehmen

Die Klägerin macht in erster Linie geltend, die Einführung
eines selektiven Merkmals im Rahmen der Ausgleichsregelung, d. h.
die Anpassung der Ausgleichszahlungen an die individuelle Lage
der Unternehmen, stelle eine durch den Vertrag verbotene Diskrimi­
nierung dar.

Diese Auffassung ist abzulehnen. Mit der in dem Schreiben
vom 28. Mai 1955 enthaltenen Entscheidung werden die Ausgleichs­
zahlungen in dem Maße herabgesetzt, ja sogar völlig entzogen, als
die aus den weniger günstigen Abbaubedingungen herrührenden
Nachteile, die eine der ureigensten Voraussetzungen für die beson­
dere, der belgischen Kohlenindustrie zugestandene Regelung dar­
stellen, sich tatsächlich als nicht mehr bestehend herausgestellt
haben. Daraus folgt, daß die Abstufung in der Höhe der Ausgleichs­
zahlungen entsprechend den wirklichen Produktionsbedingungen
das Bestreben erkennen läßt, tatsächlich bestehende Unterschiede
anzuerkennen und damit in vergleichbaren Fällen gleiche Vorteile
zu gewähren und so Diskriminierungen zu vermeiden. Die Be­
hauptung der Klägerin wäre nur dann zutreffend, wenn die Hohe
Behörde keine objektiven und gleichförmigen Kriterien zur Fest­
stellung dessen angewandt hätte, ob die individuelle Lage der
Unternehmen die Voraussetzungen für die Anwendung der Aus­
gleichsregelung erfüllt. Die in dem Schreiben enthaltene Entschei­
dung gibt im übrigen eine Definition eïnes solchen Kriteriums;
auch ist unbestritten geblieben, daß die Lage der drei Kohlen­
gruben mit diesem Kriterium übereinstimmt.

In zweiter Linie hat die Klägerin folgende Auffassung ver­
treten: Infolge der Tatsache, daß in § 26,2 von „belgischer Kohle"
die Rede sei, und wegen der globalen Natur der unter b) und c)
21
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vorgesehenen Ausgleichszahlungen müßten die Ausgleichszahlun­
gen nach a) gleichfalls globaler Natur sein.

Diese Behauptung ist nicht schlüssig, weil die Ausgleichszahlun­
gen nach b) und c) unzweideutig dazu bestimmt sind, die belgische
Eisenindustrie wie auch die Kohlenexporteure in die Lage zu ver­
setzen, der Konkurrenz auf dem Gemeinsamen Markt entgegen­
zutreten, und zwar für den Fall, daß die sich aus den voraussicht­
lichen Produktionskosten ergebende Höchstgrenze zu weit über den
Preisen des Gemeinsamen Marktes liegen sollte. Aus diesem Grunde
sind die mit den Ausgleichszahlungen nach b) und c) verfolgten
Ziele anderer Natur als diejenigen, die mit den Ausgleichszahlungen
nach a) verfolgt werden. Darüber hinaus werden die Absätze b)­
und c) durch eine Vielzahl von Vorschriften ergänzt, die die Ver­
teilung der Ausgleichszahlungen regeln, während solche Bestim­
mungen für die Ausgleichszahlungen nach a) fehlen. In Anbetracht
dieser Unterschiede zwischen den Absätzen a), b) und c) und in
Anbetracht dessen, daß der Ausdruck „belgische Kohle" die eine
wie die andere Auslegung gestattet, kann aus dem Wortlaut des
§ 26 als solchem allein noch nicht darauf geschlossen werden, die
Ausgleichszahlungen nach a) müßten globaler Natur sein.

Wenn man im übrigen die Ausgleichszahlungen nach a) allen
Unternehmen gleichermaßen gewährte, ohne den unterschiedlichen
Produktionsbedingungen Rechnung zu tragen, so würde die Aus­
gleichsregelung diskriminatorisch und würde der Existenzberechti­
gung entbehren, weil sie sich nämlich insoweit, als solche Unterneh­
men sie erhielten, deren Produktionsbedingungen nicht diejenigen
Nachteile aufweisen, die die eigensten Voraussetzungen der Aus­
gleichsregelung darstellen, in eine Subvention verwandelt hätte.
Daraus folgt, daß bei der Ausgleichsregelung der individuellen
Situation der Unternehmen im Hinblick auf deren Produktions­

bedingungen Rechnung zu tragen ist.

Zur Stützung ihrer Auffassung beruft sich die Klägerin noch
auf eine über die Aufrechterhaltung' der Einnahmen' bestehende
Garantie.

Obwohl das Übergangsabkommen" sich zu der Frage des zwi­
schen Ausgleichsregelung und Einnahmen gegebenenfalls bestehen­
den Zusammenhanges ausschweigt und letztere lediglich in § 25 im
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Zusammenhang mit der Umlage erwähnt, wäre eine derartige Aus­
legung nur zulässig, wenn mit den Ausgleichszahlungen unbedingt
und unter allen Umständen der gesamte Unterschied zwischen den
herabgesetzten Verkaufspreisen und den Einnahmen zu Beginn der
Übergangszeit ausgeglichen werden müßte. Dies ist aber nicht der
Fall. Die Ausgleichsregelung ist nur eine zur Vermeidung über­
stürzter und gefährlicher Produktionsverlagerungen erforderliche
Schutzmaßnahme. Bei der zu diesem Zwecke vorgesehenen Aus­
nahmeregelung ist entsprechend § 24 des Übergangsabkommens der
im Augenblick der Errichtung des Gemeinsamen Marktes bestehen­
den Lage Rechnung zu tragen. Es geht jedoch nicht an, diese Vor­
schrift weit auszulegen, d. h. im Sinne einer Garantie für die
Aufrechterhaltung der Einnahmen in ihrer ursprünglichen Höhe:
Die Einführung einer Ausnahmeregelung, wie die der Ausgleichs­
zahlungen, erklärt sich daraus, daß in Belgien bestimmte Produk­
tionsbedingungen bestehen, die sich von denjenigen in den übrigen
am Gemeinsamen Markt beteiligten Staaten wesentlich unterschei­
den. Mit den Ausgleichszahlungen darf daher die Grenze dessen
nicht überschritten werden, was unbedingt erforderlich ist, um, bis
zu einem gewissen Grade, die Auswirkungen der aus diesen Unter­
schieden herrührenden Nachteile auszugleichen, was wiederum eine
Garantie für die Aufrechterhaltung der ursprünglichen Einnah­
men nicht miteinschließt. Die Frage, in welchem Umfange die
Summe aus den Verkaufspreisen und den Ausgleichszahlungen —
die Summe, die die Einnahmen der Unternehmen darstellt — im
Laufe der Übergangszeit variieren kann, ist eine Frage, die von
der Hohen Behörde im Zusammenhang mit den bei der Neuaus­
rüstung und Neuordnung der belgischen Kohlengruben erzielten
Fortschritten zu prüfen ist.

Wenn die Ausgleichszahlungen dazu bestimmt wären, die Auf­
rechterhaltung der ursprünglichen Einnahmen zu gewährleisten,
dann würden sie außerdem zu dem in § 25 des Übergangsabkom­
mens ausgesprochenen Grundsatz der Degressivität in Widerspruch
geraten. Das Übergangsabkommen sieht ferner in seinem ersten
Paragraphen die fortschreitende Anpassung der Erzeugung an die
aus der Errichtung des Gemeinsamen Marktes entstehenden neuen
Bedingungen vor und nicht etwa die entsprechende Anpassung der
neuen Bedingungen zum Zwecke der Aufrechterhaltung der zu Be­
ginn der Übergangszeit bestehenden Lage.

21*
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Wenn mit den Ausgleichszahlungen im übrigen, wie die Kläge­
rin behauptet, den Kohlengruben die für die Durchführung ihrer
Neuausrüstungsprogramme für erforderlich gehaltenen finanziellen
Mittel gewährt werden sollten, dann würde das Ziel der Ausgleichs-
regelung die sie erklärenden Ursachen bei weitem hinter sich lassen;
diese würde sich dann in eine Maßnahme verwandeln, die dazu
bestimmt wäre, in aktiver und unmittelbarer Weise zu der Neu­
ordnung der belgischen Gruben beizutragen, was zu der eher pas­
siven Natur einer Schutzmaßnahme im Widerspruch stünde.

Die Klägerin macht in letzter Linie, geltend, die Ausgleichszah­
lungen müßten auf Grund der Tatsache, daß in dem Vertrage und
in dem Übergangsabkommen, insbesondere in Artikel 5 Absatz 4
und Artikel 62 des Vertrages sowie in §§ 24 unter b und 26, 4 des
Ubergangsabkommens, besondere Maßnahmen vorgesehen seien, um
die zwischen den einzelnen Kohlengruben bestehenden Unterschiede
auszugleichen, für alle Kohlengruben einheitlich sein.

Diese Behauptung ist nicht stichhaltig; wenn die vorerwähnten
Bestimmungen nämlich zur Abhilfe für die zwischen den Kohlen­
gruben bestehenden Unterschiede andere Maßnahmen als Aus­
gleichszahlungen vorsehen, so verhindert dies keineswegs, daß im
Falle von Belgien bei der Ausgleichsregelung auch die individuellen
Unterschiede insoweit berücksichtigt werden, als die für dieses Land
vorgesehene Ausgledchsregelung dies mit sich bringt.

Der vorliegende Entwurf ist infolgedessen unbegründet.

11) Drohung mit dem Entzug der Ausgleichszahlungen

Da die Ausgleichsregelung eine Schutzmaßnahme darstellt, um
die Eingliederung der belgischen Kohle in den Gemeinsamen Markt
mit dem Beginn der Übergangszeit, während welcher die Neuord­
nung und Neuausrüstung durchgeführt werden soll, zu ermöglichen,
ist sie nicht dazu bestimmt, hierzu unmittelbar und aktiv beizu­
tragen. Es ist einleuchtend, daß die Ausgleichszahlungen in der
Annahme gewährt werden, daß die Neuordnung und die Neuaus­
rüstung der belgischen Kohlengruben soweit durchführbar sind, daß
die endgültige Eingliederung der belgischen Kohle in den Gemein­
samen Markt am Ende der Übergangszeit möglich ist.
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Der Zweck der Ausgleichsregelung ist nicht die Finanzierung
der Neuausrüstungs- und Neuordnungsvorhaben der belgischen
Kohlengruben. Sollte es sich ferner herausstellen, daß die Neuord­
nungs-und Neuausrüstungsmaßnahmen von verschiedenen Unter­
nehmen nicht verwirklicht worden wären, und zwar schuldhaft,
dann hätten die Ausgleichszahlungen ihre Rechtsgrundlage und
ihre Existenzberechtigung verloren. Die Unternehmen hätten sich
auf diese Weise selbst und durch eigenes Verschulden des An­
spruchs auf Ausgleichszahlungen begeben.

Die Hohe Behörde muß einer solchen Möglichkeit Rechnung
tragen. Sie hat dies insbesondere in ihrem Schreiben vom 28. Mai
1955, Seite 2 Buchstabe d in bedingter Form getan, indem sie der
belgischen Regierung die Genehmigung erteilte, die Ausgleichszah­
lungen eventuell und vorbehaltlich der Zustimmung durch die Hohe
Behörde zu entziehen. Der Wortlaut des Schreibens läßt aber nicht

darauf schließen, daß die Hohe Behörde ihre Zustimmung nicht
an objektive und in tatsächlicher Hinsicht gerechtfertigte Kriterien
geknüpft hätte. Ein Ermessensmißbrauch der Hohen Behörde liegt
daher nicht vor; die Klage ist insofern unbegründet.

C — KOSTEN

Gemäß Artikel 60 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes
ist die unterliegende Partei zur Zahlung der Prozeßkosten zu ver­
urteilen; die Kosten des Verfahrens sind daher der Klägerin auf­
zuerlegen.

Nach Kenntnisnahme von den Schriftsätzen der Parteien;

in Anbetracht des im vorliegenden Rechtsstreit erlassenen Ur­
teils des Gerichtshofes vom 16. Juli 1956;
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nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Parteien;

nach Anhörung der Schluβanträge des Generalanwalts;

auf Grund der Artikel 2, 3 c, 4, 5, 8, 14, 33, 34, 36, 50, 60, 61 und

62 des Vertrages und der §§ 1, 8, 24, 25 und 26 des Übergangs-
abkommens ;

auf Grund des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes;

auf Grund der Verfabrensordnung sowie der Kostenordnung
des Gerichtshofes

hat

DER GERICHTSHOF,

unter Abweisung aller weitergehenden oder gegenteiligen An­
träge

für Recht erkannt und entschieden:

Die Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidung der Hohen
Behörde Nr. 22/55 vom 28. Mai 1955 und bestimmter Entscheidungen
der Hohen Behörde, die sich aus deren Schreiben vom 28. Mai 1955
an die belgische Regierung über die Umgestaltung der belgischen
Ausgleichsregelung ergeben, wird abgewiesen.

Die Klägerin wird zur Zahlung der Kosten verurteilt.

Luxemburg, den 29. November 1956.

PILOTTI RUEFF RIESE

SERRARENS DELVAUX HAMMES VAN KLEFFENS

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg, am 29. Novem­
ber 1956.
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M. PILOTTI

Der Berichterstatter:

A. van KLEFFENS

Der Kanzler:

A. V AN HOUTTE


